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Drucksache 17 / 6004
18.12.2023

Änderungsantrag
der Fraktion der SPD

zu der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst
– Drucksache 17/5918

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
– Drucksache 17/5652

Gesetz zur Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes

Der Landtag wolle beschließen:

In Artikel 1 Nummer 1 des Gesetzentwurfs der Landesregierung – Drucksache 
17/5652 – wird § 100a wie folgt geändert: 

1. 	Absatz 1 wird wie folgt geändert:

	 a)	 In Satz 1 werden die Wörter

		  „�12 501 bis 15 000 Beschäftigten	 aus 29 Mitgliedern 
		    15 001 bis 17 500 Beschäftigten 	 aus 31 Mitgliedern.“
		
		  durch die Wörter

		  „12 001 bis 14 000 Beschäftigten	 aus 29 Mitgliedern
	  	   14 001 bis 16 000 Beschäftigten	 aus 31 Mitgliedern.“
		
		  ersetzt.

		  In Satz 2 wird die Zahl „17 501“ durch die Zahl „16 001“ ersetzt.

	 b)	Satz 3 wird aufgehoben.

2.	Absatz 3 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Satz 1 werden die Wörter „zusätzlich drei“ durch die Wörter „nochmals 
fünf“ ersetzt.

	 b)	Es werden folgende Sätze angefügt:

		�  „§ 28 Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt. Umfasst die Dienststelle Außenstellen, 
Nebenstellen und Teile einer Dienstelle im Sinne von § 5 Absatz 3, sind diese 
bei der Wahl des Vorstands angemessen zu berücksichtigen.“
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3.	Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

	� „(4) Abweichend von § 10 Absatz 4 gilt, dass in Dienststellen mit 10 001 und 
mehr Beschäftigten, in denen Außenstellen, Nebenstellen oder Teile der Dienst-
stelle räumlich vom Dienstort der Hauptdienststelle entfernt liegen, sich die 
Zahl der Mitglieder nach Absatz 1 um

	 1. zwei Mitglieder, wenn mindestens 500 Beschäftigte

	 2. vier Mitglieder, wenn mindestens 1 000 Beschäftigte

	� zum überwiegenden Teil ihrer Arbeitszeit an einem anderen als dem Dienstort 
der Hauptdienststelle beschäftigt sind, erhöht.“ 

4.	Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

18.12.2023

Stoch, Binder, Rolland 
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Mit der vorgelegten Novellierung des Landespersonalvertretungsgesetzes geht die 
Landesregierung in die richtige Richtung. Die Weiterentwicklung der Personal-
vertretung an den Universitätskliniken des Landes ist angesichts des personellen 
Ausbaus aus unterschiedlichen Gründen, den die Kliniken teils bereits abgeschlos-
sen haben oder den sie noch angehen werden, dringend geboten. Sie geht aber 
nicht weit genug. Deswegen sollen mit diesem Änderungsantrag die Positionen 
verschiedener Gremien und Institutionen der Personalvertretung an den Universi-
tätskliniken aufgegriffen werden und Eingang in das Landespersonalvertretungs-
gesetz finden.


